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Einladung zum Kbonnement
auf das

„Volhoblatt ſür Hale und den Saalkreis

Mit dem 1. Mai eröffnen wir ein neues Monats Abonnement
auf das „Volksbiatt“. Unſere Freunde erſuchen wir, auch
fernerhin für die Verbeitung unſeres „Volksblattes“ thätig und
darauf bedacht zu ſein, daß dasſelbe in den Kreiſen der Ar
beiterbedölkerung immer feſteren Fuß faßt. Das Abonnement
beträgt pro Monat bei freier Zuſtellung 50 Pf. Neueintretende
Abonnenten erhalten das Blatt bis zum 1. Mai gratis.
Agitationsnummern ſtehen den Parteigenoſſen auf Wunſch
in beliebiger Anzahl zur Verfügung.

Verlag und Redaktion des „Polksblattes“,
gr. Klrichſtratze 17, Cingang Völbergaffe.

An die gewerkſchaftlich organiſierten

Arbeiter und Arbeiterinnen
Deutſchlands.

Gemäß des Auftrages, der ihr von der im November v. J.
in Berlin ſtattgefundenen Gewerkſchafts Konferenz geworden,

t die unter ete Kommiſſion ſich in ihrer letzten gemein
chaftlichen ung mit der Einberufung eines allgemeinen

GewerkſchaftsKongreſſes, ſowie der demſelben zu machenden
727 be t und werden die in der Form der nach

e Reſolution dabei gefaßten Beſchlüſſe der deutſcheni chaft hiermit mit dem Erſuchen unterbreitet, dieſelbenb
r

in und in Verſammlungen diskutieren und das
Reſultat
zu wollen.

Reſolution.
Organiſation der er agee Gewerkſchaften.

Um ein einheitliches, planmäßiges Vorgehen der unter den
beſtehenden Ge in Deutſchland möglichen gewerkſchaftlichen
ArbeiterOrgani en owie zur Erreichung
ihrer Zwecke, insbeſondere bei Streiks und Ausſperrungen eine

erſeing wirkſame s zu garantieren, verbindenß e Arbeiter in folgender Weiſe:

Die Grundlage der geſamten Gewerkſchafts Organiſation
bildet der Zentralverein der einzelnen Berufe.

Jeder dieſer tralvereine (Verbände) hat in allen Orten,
wo eine genüg Anzahl Berufsgenoſſen vorhanden und keine
geſetzlichen Hinderniſſe im Wege ſtehen, 9e lſtellen zu er
richten. Wo ſolche Hinderniſſe beſtehen, iſt den Arbeitern zu
empfehlen, als Einzelmitglieder den Zentralvereinen beizutreten
und ſich durch gewählte Vertrauensmänner eine ſtete Vertretung
und Verbindung mit der Geſamtorganiſation zu ſchaffen.
Dieſes r r iſt zu geſtalten, daß erichtig eine Vertretung der Geſamtheit der Berufsgenoſſen

an rten bildet, wo für die Zentralvereine als ſolche
keitenh ſind an ſolchen Orten lokale Vereine, eventuell

57 Hand und Ring.
Roman von Anna Katharina Green.

Nachdruck verboten.

Mr. Hrertt, der bis nun an ſeine Argumentik felſen
b geglonöt, fuhr auf und proteſtierte: „Jch erhebe

g dagegen. Die O ain hat reichlich Gelegenheit gehabt, i was ſie wußte, auszuſagen. Jch
unterbreite es dem Gerichtshofe, ob mein gelehrter
Kollege nicht hätte ſeine Wißbegierde ihr „geg
vor Äbſchluß der Anklage erſchöpfen ſollen

i Ferris,“ wendete der Richter an den
Di
liches Material für die Anklage vorzubringen oder um
die Verteidigung zu entkräften

„Euer Ehren,“ antwortete der Gefragte, „ich muß
es dem Gerichtehofe und meinem Gegner geſtehen, daß
nach Aufſtellung der Anklage ein ſo maßgebendes

noch zu meiner Kenntnis gekommen iſt, daß
i ichtet fühle, es den Geſchworenen mitz 27 Um r n en
Baſis in dieſerhlt hat, bitte i v Wiederaufnahme der Ver

meinerſeits
„Aſſo liefert die Feugenausſage, die Sie vorzubringenv n gegen die Angaben e

ng

„Das kann i Mr. Ferrisſchlau, ded S Wie a S die ich vorzu

t e 4 7 h e 9 4e c eM e h An men

für Halle und den Saalkreis.
zur Wahrung der Intereſſen der werkthätigen Bevölkerung.

Diskuſſionen der Generalkommiſſion übermitteln

enüber mein gelehrter Freund wirklich annehmen, der Gerichts

Zanwalt, „rufen Sie die Zeugin auf, um neuer h

n 4
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in Verbindung mit verwandten B
denen möglichſt die Geſamt

un r iſt.unter en nden ſind jed die klaArbeiter eines jeden Ortes We ſich r

zweigen, zu ſchaffen, zu
der in Frage kommenden Be

Organiſation zu ſchaffen, durch welche eine Ver ämttlicher am Orte befindlicher Berufsgenoſſen ermöglicht r

Aufgaben der Zentralvereine (Verbände).
Die einzelnen Zentralvereine haben die Aufgabe, unter Aus

ſchluß aller politiſchen und religiöſen Fragen, die wirtſchaft
lichen Intereſſen ihrer Mitglieder allſeitig zu wahren, insbe

du e i n u 152 der Gewerbe
rdnung zuläſſig, zur un w. ltung möglgünſtiger helſen beitragen hattunz. wegen

Mittel zu dieſem Zwecke ſind:
a) der Arbeitsverhältniſſe

Mißſtän
und Beſeitigung von

n in den einzelnen erkſtellen bezw. Arbeits
plätzen, wie im g ewerke; 7

Verbreitung von Bildung unter den Mitgliedern;o) Errichtung von Herbergen und Arbeitsna weiſen

9 Pflege der Berufsſtatiſtik;
e) Unterſtützung bei Arbeitseinſtellungen, welche durch dieOrganiſation auf Grund ihrer ſtatutariſchen Beſtimmungen

beſchloſſen werden ſowie ferner
ſoweit die Kaſſenverhältniſſe es geſtatten, durch Unterſtützung
ſolcher Mitglieder, welche

1. auf der Reiſe ſich befinden;
2. die in gewerbliche Streitigkeiten oder ſolche Prozeſſe ver

wickelt ſind, die infolge ihrer re für die Organiſation
oder auf Grund von 9 163 Gewerbe Ordnung bezw.
der dieſen Paragraph ergänzenden Paragraphen des StrafGeſetz Buches machen ſind.

nionen.Die Zerttalverein (Verbände) der verwandten Berufszweige
(Bauarbeiter, Holzarbeiter, Metallarbeiter m verbinden
unter einheitlicher und aus Vorſtandsmitgliedern ſämtlicher
dabei in Betracht kommender Berufsorganiſationen beſtehender
Leitung zu GruppenOrganiſationen, ſogen. Unionen.

Aufgaben der Unionen.
a) Möglichſt planmäßige und auf gemeinſchaftliche Koſten zu

betreibende Agitation für die zur Unton gehörenden Be

b) r einſchaftli d serausga nes gemein n ans, we8 n ſein muß, daß tereſen ſarkiige
dabei beteiligten Zentralvereine Rechnung getragen wird;

o) Streiks, welche innerhalb der zur betreffenden Gruppe ge
hörenden Jnduſtriezweige notwendig werden von den
einzelnen Berufsorganiſationen aber nicht wirkſam
werden können und nachdem ſie von der Union gutgeheißen
ſind, auf gemeinſchaftliche Koſten zu führen. tere ſind
im prozentualen Verhältnis zur Mitgliederzahl von allen
ger Union gehörenden Einzelorganiſationen aufzu en

d) die Berufsſtatiſtik der a Organiſationen zu fördern

e r e h ſor g. m 9e e für die zur Union gehörenden Berufe errichte er
bergen, Arbeitsnachweiſe und Zahlſtellen für Reiſeunter
kakens in den einzelnen Städten möglichſt zu zentra

eren.
Generalkommiſſion.

Zur Herbeiführung einer Verbindung der einzelnen Unionen
untereinander, ſowie zur Beſorgung derjenigen Angelegenheiten,

bringen gedenke, auf Wahrheit beruht, wird ſich derNachweis ergeben, daß der Gefangene, wenn er de

Witwe Haus nach dem Attentate verließ, noch die
ren am Steinbruche rechtzeitig zu erreichen ver
mochte

Nun war Mr, Orecutt aufs äußerſte betroffen und
beſorgt. Vergeblich warf er einen forſchenden Seiten
blick auf Jmogene, der dichte Schleier ließ ihre Zi
nicht erkennen. Mit erblaßten Lippen rief er: „Kann

of werde auf ſeinen zweifelhaften Antrag eingehen
nes ſich um einen Gegenbeweis der Verteidigung

andelt, möge er es angeben, damit ich im anderen
Falle Proteſt erheben kann gegen die Wiederaufnahme
des Verhöres um eines nebenſächlichen Umſtandes willen.“

„Die Ausſage dieſer von mir vorgerufenen Zeugin
hedez dige Herge! Ihre Zeugenweht zu dieſen

s ieſe in re Zeugenwa diewecke iſt eine u e!“ rief Mr. Orcutt ironiſch.

lte ſo mächtig erregt, daß er nur mühſam
bewahrte, als er zum Richter

ortfuhr: i oteW. cwieſo i van oder irgend eine andere in

de ge van die e e
Wie furchtbar aufregend den enen!
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n r emüſſen ſpäteſtens bis vormittags
i10 Uhr in der Expedition

aufgegeben ſein.

an denen alle Gewerkſchaften gleigmatis intereſſiert ſind, keine
aber für ſich zu d elung geeignet iſt, wird einetrale Körperſchaft, die Veneralkommſſton, gebildet. Vieſelb

beſteht aus ſieben von dem alle zwei e ſtatt
lenden Mitgemeinen Gewerkſchaftskongreß jedesmal zugliedern und aus ſe e ketlete der Seinen Unionen.

Aufgaben der Generalkommiſſion.
a) Die Betreibung der Agitation in denjenigen Gegenden,

und Berufen, deren Arbeiter noch nicht organi
nd;

ein Blatt herauszugeben, welches die Verbinbung ſämt
licher Gewerkſchaften mit zu unterhalten, die nötigen Bekanntmachungen zu verofentlichen und ſoweit geboten,

ne rer Bekanntmachung in der Tagespreſſe her
uführen hat;

o) die von den einzelnen Unionen bezw. Zentralvereinen auf
h Statiſtiken zu einer einheitlichen für die ge
amte Arbeiterſchaft zuſammenzuſtellen;
ſtatiſtiſche Aufzeichnungen über ſämtliche Streiks zu führen
und periodiſch zu veröffentlichen

e) in beſtimmten und dringenden Fällen und unter Zuſtimmung
der Dyäh der Unionen an einzelne Gewerkſchaften oder
Unionen bei Streiks Unterſtützung aus einem zu ſchaffenden
Generalfonds zu gewähren.

z Durchführung der vorſtehend beſchriebenen Organiſation
und deren Aufgaben hält die unterzeichnete Kommiſſiön einen
Wochenbeitrag von mindeſtens 15 Pf. pro Mitglied für die
einzelnen Berufsorganiſationen für erforderlich. Letztere
haben von ihrer Geſamteinnahme 10 Proz. an die Union
und dieſe von ihrer ſich ſo ergebenden Einnahme 20 Prozent
an die Generakkommiſſion abzuführen.

Zentralvereine, welche keiner Union angehören, haben von
ihrer mit 15 Pf. pro Mitglied und Woche zu nden
nahme ebenfalls 2 Prozent an die Generalkommiſſton
abzugeben.

Mit Rückſicht auf die der obigen Prozentberechnung zu grundegelegte Aufmachung empfiehlt die unterzeichnete be ſion

allen Gewerkſchaften, welche noch vor Zuſammentritt des ſten
allgemeinen Gewerkſchaftskongreſſes Spezialkongreſſe oder
Generalverſammlungen abhalten, ſchon da ihre Beiträge, falls
dieſe z. Z. weniger als 15 Pf. betragen, auf dieſe Minimal
höhe zu bringen.

Laut Beſchluß der Berliner Gewerkſchaftskonferenz ſoll der
nächſte allgemeine Gewerkſchaftskongreß erſt nach Verabſchiedung
der z. Z. in der Beratung befindlichen Gewerbeordnungsnovelle
einberufen werden. Da ſich dieſer Zeitpunkt jetzt noch keines
wegs abſehen läßt, ſo war die unterzeichnete Kommiſſion auch
außer ſtande, für die Tagung des Kongreſſes einen Termin zu
beſtimmen. Doch iſt folgender Plan ins Auge gefaßt: Von
der Einberufung bis zum Zuſammentritt des Kongreſſes ſoll
möglichſt ein Zeitraum von mindeſtens ſechs Wochen liegen.
Ferner ſoll derſelbe auch weder mit dem in der zweiten Hälfte
des Auguſt in Brüſſel tagenden internationalen Arbeiter
kongreß, noch mit dem wahrſcheinlich im Oktober ſtattfindenden

nen Parteitag L rie. noch ſt vorher oderarauf abgehalten werden. Die Generalkommiſſion iſt daher
der Meinung, falls die Umſtände nicht die Berufung des Kon,

ſterte Byrd.u ſennig nur, er iſt ruhiger
und gefaßter als Mr. Oreutt.

greſſes auf ſpäteſtens Anfang Auguſt oder Mitte Septembe

—v—=—„Ja, aber ſehen Sie auch, wie ſein Blick durch den

der Schleier zu dringen ſucht.“
„Endlich ſucht er Miß Dare zu beeinfluſſen, doch iſt's

jetzt zu ſpät.“
Der Diſtriktsanwalt wiederholte ſeine Aufforderung

an Jmogene, ſich auf die Zeugenbank zu begeben.
Gleich einer Nachtwandlerin begab ſie ſich auf den ihr
angewieſenen Platz. Als ſie den Schleier zurückſchlug,
verſtummte jegliches Geflüſter, und es trat eine geradezu
feierliche Stille ein. Es lag ein Ausdruck in dieſem
edel-ſchönen Geſichte, das ſich ſo bleich von dem hoch-
ſchließenden einfachen ſchwarzen Kleide abhob, daß ſich
auch die kaltherzigſte Neugierde zu Mitleid wandelte.
Regungslos ſtand ſie da, den Blick, den ſie früher
ſtets auf den Gerichtshof gerichtet, zu Boden geſenkt.

„Miß Dare, wollen Sie uns ſagen,“ hub der Diſtrikts
anwalt an, „wo Sie ſich am h des 26. Sept.
im verwichenen Jahre befunden haben

Ehe ſie noch ihre ſtarren blaſſen Lippen zur Ant
wort zu bewegen vermochte, fuhr Mr. Orcutt, mit der
Miene eines Mannes, Schritt um Schritt eine
drohende Gefahr bekämpfen will, dazwiſchen „Jch pro
teſtiere! Dieſe Frage zielt nicht auf einen Gegen
der Verteidigung ab.“„Will wen gelehrter Freund nicht lieber die in
Antwort geben laſſen, ehe er über deren Jnhalt

m aufſtellt entgegnete Ferris.
das will ich denn ein Kind r

ſehen, daß dieſe Frage mehr an der Zeit iſt.

S e
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Alles weitere Bezügliche, ſtimmuüber die l vefgch ar wird in ne
en ung loſſen und rechtzeitig icht

Die Generalkemmiſſion
der Gewerſchaften Deutſchlands.

Felitiſche Aeberſicht.
Deutſches Reich.

Alterspräſident im Reichstage iſt nach dem Tode
des Abg. Graf Moltke der konſervative Abg. Frhr.
v. Tettau, den man allerdings kaum dem Namen
nach kennt. Dieſem folgen die ultramontanen Abgg.
Peter, Reichenſperger, Dieden u. Menken.

Zum Bergarbeiterſtreik. Daß die Bour
geoiſie auf der ganzen Linie gegen die Bergleute kämpft,
eht aus einer Mitteilung der „Freiſinnigen Zeitung“

vor. Jn derſelben wird in hämiſcher Weiſe das
Auftreten Siegels beſprochen. Er, ſowie der Berg-
mann Bauer, erklärten, der Ausſtand ſei zur Ehren-
ſache der Bergarbeiter geworden, unbeſchadet deſſen, ob
der Sieg wahrſcheinlich. Auch die Thatſache, daß dieausländiſchen Berglente mit den deutſchen ſympathiſieren,

wird ausgebeutet und geſagt, die Sache ſei ein vorher
abgemachtes Komödienſpiel. Des Weiteren ſpricht
das Organ Eugen Richters von der „wirren Phraſen-
rede“ eines Führers. Die „Freiſinnige Zeitung zeigt
damit deutlich, daß die Bourgeviſie, wenn es ſich um
die Wahrung des Profites handelt, durchaus eins iſt.
Zur Charakteriſierung dieſes Gebahrens führen wir
bloß die folgende Auslaſſung an: „Nach der erwähnten
Abſtimmung erklärt der Vorſitzende „den Generalſtreik
für das ganze Gebiet der Ruhrkohle proklamiert.“
Dann erhebt ſich die ganze Verſammlung und ſingt
ſtehend und entblößten Hauptes drei Strophen des
Bergmannsliedes: „Glück auf, Kameraden! Durch
Nacht zum Licht!“ „Mit dieſem Schlachtliede, ſo
erklärt der Vorſitzende, wollen wir in den Kampf
pe Hoch die internationale Vereinigung! Hoch
ie internationale Verbrüderung!“ Das Organ des

Freiſindes par excellenee verſteht eben nicht die hohe
Begeiſterung, welche das Herz des Arbeiters im Kampfe
für ſein Recht erfüllt. Die Tragik, wie ſie in dem vor
ausſichtlich verunglückten Ausſtande ſich ausſpricht, findet
bei unſerer heutigen herrſchenden Geſellſchaft kein Ver
ſtändnis, und kann es auch nach Sachlage nicht ſinden.
So iſt für uns ſehr erklärlich, wenn in der „Freiſ.
Ztg. die ſazialdemokratiſche Parteileitung ſchlecht weg
kommt. Während es allgemein bekannt iſt, daß die
Abgg, Auer und Singer in einbringlichſter Weiſe vom
Streike abmahnten, macht das Blatt geradezu die So-
zialdemokratie für den Ausſtand verantwortlich. Es
nennt die Führer der Bewegung „unfähige, jedes
inneren d entbehrende Phraſen-
macher.“ it eherner Stirn wird abgeſtritten, daß
die Lage der Bergleute eine über alle Maßen elende
iſt. Not ſei überhaupt nicht vorhanden, das beweiſe
der große Andrang der Bergarbeiter nach dem Kohlen
revier. Die „Freiſ. Ztg.“ beweiſt damit, daß ſie die
einfachſten wirtſchaftlichen Vorgänge nicht verſteht und
thut deutlich dar, wie wenig ernſt der Freiſinn der
Freiſinnigen in Wirklichkeit zu nehmen iſt.

Aus Sachſen meldet die „Frkf. Ztg.“: Das
Miniſterium des Jnnern hat, wie aus ſicherer Quelle
verlautet ſämtliche Pol zeibehörden im Königreich
Sachſen dahin inſtruiert, daß alle öffentlichen Ar-
beiter-Aufzüge, die aus Anlaß der Maifeier veranſtaltet werden Politen zu verbieten ſeien. Das in

„Mein gelehrter Freund wird wohl nicht annehmen,
daß ich ihn erfahrungsloſer Kindheit zuzählen könnte,“
bemerkte der Diſtriktsanwalt ſcharf.

Allein hätte dieſer Sarkasmus ſonſt jederzeit eine
ſchneidende Entgegnung heraufbeſchworen, heute ließ ihn
der berühmte Rechtsanwalt unbeachtet vorübergehen.
Er kämpfte um Jmogene als Lohn ſeines Sieges, und
nur dieſer ſchwebte ihm vor. Rein ſachlich erwiderte
er: „Jch will kein Wortgefecht mit meinem geehrten

reunde führen und mich nur darauf beſchränken, den
ichtshof zu fragen, ob Miß Dares Aufenthalt am

26. September mittags zum Gegenbeweiſe der von mir
dargelegten Fakten dienen kann

„Jch bin bereit, meinen Ruf dafür einzuſetzen, Euer
Ehren, daß die Ausſage der Zeugin danach angethan
iſt, den ganzen Aufbau der Verteidigung über den
Haufen zu werfen,“ wendete ſich Ferris an den Richter.
„Wenn die Form meiner Frageſtellung meinem geehrten
Gegner urd Freunde mißfällt, ſo bin ich gern bereit,
ſie abzuändern.“ Zu Jmogene fuhr der Diſtriktsanwalt
fort: „Miß Dare, ſahen Sie den Gefangenen am
26. September vorigen Jahres zu einem nach

vor 12 Uhr beſtimmt anzugebenden Zeit
punkte

Nun war des Diſtriktsanwaltes Feldzugsplan ent
hüllt. Ein Gemwurmel der Ueberraſchung ging durch
den Saal, um jedoch ſogris wieder
Stille Raum zu geben. Was er immer auch gefürchtet,
eine den Lebensnerv ſeiner Verteidigung ſo direkt be

e e wenn dann damit bis Weihnachten odern e Lite
4 nachS e neun v J

des Vereinsgeſetzes erfolgt.ächſiſchen

in n In ne et Chemnitz
lle in ihrem Bezirke ne Arbeittaſtnos et ine find

namentlich in rten gegründet worden, wo es den
Arbeitern nicht möglich war, einen Saal zur Abhaltung
von Verſammlungen zu erlangen.

Ueber eine neue Entwickelung im Wirts-
hausgewerbe ringen die Dr. Böhmert'ſchen

Mitteilungen zur Bekämpfung der Trunkſucht eine
intereſſante Notiz. Seit einem Jahrzehnt heißt es
da, bemerke man im Reſtaurations- und Wirtshaus
betrieb eine Verdrängung des Kleinbetriebes
durch das Großkapital. Jn Deutſchland ſei
nur erſt ein Anfang dieſer Richtung zu ſpüren, in
England und Amerika aber habe es bereits et
Ausdehnung gewonnen. An die Stelle der kleinen
Wirtſchaften treten immer mehr die großen Bierpaläſte
und zugleich damit an die Stelle des ſelbſtändigen
ter und Wirtes der bezahlte Agent einer

uerei, der mit einem Stabe von nern und
Kellnerinnen die Aufgabe hat, möglichſt viel Bier zu
verkaufen; iſt der Bierkonſum nicht in der gewünſchten
Höhe, ſo wird er abgeſetzt. Der Beſitzer des Bier

alaſtes iſt ein reicher Brauer oder eine Aktiengeſell
chaft. Wenn man einem vermögenden Manne vor-

geſtellt wird ſo weiß man nie, ob er nicht Beſitzer
von ſo und ſo viel Kneipen, Brauereien und Brennereien
iſt. „Jn England zählt man, ſo fährt das Blatt fort,
104000 Schankſtätten und es wird behauptet, daß
von dieſen nur 4000 in den Händen wirklich freier
Wirte ſeien, die anderen gehören unmittelbar oder
mittelbar den Getränkelieferanten. Eine offizielle Sta-
tiſtik an das Parlament berichtet Näheres über die
Fälle, wo die Wirtſchaften Brauereien gehören. Jn
London ſind das von 8098 Wirtſchaften 2528. Auf
der Jnſel Wight gehören aller Schankſtätten einer
Brauerei. Die Firma Greenall, Whitley u. Ko. be
ſitzt 534 Konzeſſionen in drei Graſſchaften, allein 126
in der Stadt St. Helens. George u. Ko. beſitzen
257 Konzeſſionen allein in Briſtol, Peter Walker u.
Ko. 143 in Liverpool, Alfred Gooch 159 in Bir-
mingham, Truman, Hanbury u. Ko. 203 in London.
Jn Mancheſter giebt es 2054 Wirtſchaften, deren Wirt
nur Agent eines Abweſenden iſt. Jn Liverpool 2008,
in Sheffield 1102, in Briſtol 893. Auf dieſe Weiſe
iſt es möglich, daß Geiſtliche, Parlamentavier Per
ſonen der höchſten Geſellſchaftskreiſe Beſitzer von Wirts
häuſern ſind, die ſie verpachten oder durch Agenten
bewirtſchaften laſſen, ſo daß ſie in jedem Falle an
einem lebhaften Umſatz in Getränken intereſſiert ſind.
Das engliſche Oberkonſiſtorium beſitzt 50 Wirtshäuſer,
28 Geiſtliche der Staatskirchen beſitzen je 2-10. 172
Mitglieder des Hauſes der Lords beſitzen zuſammen
1539 Schankſtätten, nämlich 19 Herzöge: 321, 12
Marquis: 106, 74 Earls: 645, 7 Viskounts: 45,
1 Biſchof: 2, 69 Barone: 420. Wenn man alle die
hohen oder geldmächtigen Herren dazu rechnet, die als
Aktionäre von Brauereien und Brennereien aus der
Trunkſucht des Volkes Vorteil ziehen, ſo braucht man ſich
kaum noch zu wundern, weshalb die Mäßigkeitsprediger
ſo oft lächerlich gemacht werden und in der Geſetz
gebung ſo wenig Erfolge erzielen.“ Dieſe letzten Worte
zeigen, daß das Böhmert'ſche Blatt über dieſe Ent
wickelung der Dinge ſehr betrübt iſt, es „befürchtet“,
daß dies auch bei uns in Deutſchland eintreten werde.
Wir befürchten das nicht, ſondern wünſchen es. Jn
tereſſant iſt, daß das Böhmert'ſche Blatt offen ausplaudert,
wie die hohen und geldmächtigen Herren wegen der zu

rührende Frage hatte Mr. Orcutt nicht erwartet. Ein
düſterer Schatten, der über das ſonſt ſo ruhige Geſicht
ſeines Klienten flog, bewies ihm, daß die Beantwortung
dieſer Frage gefahrbringend ſein könne, und mit einem
zürnenden Frageblicke auf die Zeugin ſprang der Ver
teidiger empor, abermals zu proteſtieren. Allein er
kam nicht dazu, denn deutlich und feſt ließ ſich Jmo
gene Dares Stimme vernehmen: „Wenn der Gerichts
hof und die Herren Geſchwornen mich meine Ausſ
unbehindert abgeben laſſen wollen, dürfte, ſo glau
ich, ſowohl der Wunſch des Herrn Diſtriktsanwaltes
wie jener des Herrn Verteidigers erfüllt werden.“ Ein
ſanfter gleichſam Verſöhnung ſuchender Blick auf Mr.
Orcutt überzeugte dieſen, daß er von der in für
ſeinen Klienten nichts zu fürchten habe. Stoßweiſe
wie mühſam nur in Abſätzen ſprechend, fuhr Jmo-
gene fort: „Mr. Ferris hat zwei Fragen an
mich geſtellt ich ich ziehe es vor, die
erſte zu beantworten.“ Eine Pauſe, dann fuhr ſie fort:
„Jch wünſche nicht länger die Wahrheit zu verhehlen.
Am 26. September mittags im verwichenen Jahre be
fand ich mich in Mrs. Clemmens Hauſe.“

Nun war igetroffen und, halb übertönt von dem Geſumme, das
die lebhafte Ueberraſchung im Saale allerorten hervor
rief, ſchrie er beinahe: „Jn Mrs. Clemmens Hauſe
Sagten Sie in der Witwe Hauſe

„Ja,“ Miß Dare mit einemn r von
ſei.

e

Mr. Ferris wie von einem Blitzſtrahle

chtung

onkurrenzunfähigen Mittelſtandes mit Naturnotwendig-keit vollzieht. La Sroßkapital beutet dieſe Ueber

ode natürlich in der bei ihm gewö
raffiniert-egoiſtiſchen Weiſe aus. Aber auf dieſem
werden wir dahin gelangen, daß ſchließlich die Geſamt
heit des Volkes die Expropriateure auch in dieſem

r die Leitung in die Hand nimmt
und das
tativ ſo regelt, wie es dem Wohle der Geſamtheit am
beſten entſpricht. Das iſt die einzi
um die „Trunkſucht“,
a bekämpfen; denn jetzt prallt ja doch all ſein
guter Wille an dem Profitheißhunger der Aktionäre
und Kapitaliſten ab. Alſo Herr Böhmert, wenn man's
ehrlich meint, muß man den Sozialismus zu Hilfe
rufen; ſonſt bleibt Euer Thun Humbug oder doch
Spielerei.

Bismarcks „Jdealismus“ wird durch folgende

tümlich beleuchtet. Die Einſendung lautet:
Sehr geehrte Redaktion! Jhre Bemerkung in dem Artikel

„Konſervativ“, Nr. 89, muß ich mit einigen Worten kommentieren.
Warum die „Leipziger Zeitung“ oder, wenn ich mich generell
ausdrücken will, warum die offiziellen und ofſiziöſen Organe
die Einführung des „allgemeinen direkten Wahlrechts“ auf
ideale Beweggründe des Fürſten Bismarck zurückführen wollen,
liegt nahe und klar genug. Warum will man aber im Gegen
ſatz zu einer früheren, ſehr deutlichen Erklärung des geweſenen
Reichskanzlers ihm die ideale Auffaſſung aufdrängen Lägedieſe genßerung Bismarcks nicht vor, dann ginge es ja noch

in v der „bekannten“ Gründe. Geſchichtliche e
iſt, daß Bismarck das „allgemeine direkte Wahlrecht“ſich ſo bald gegen ihn kehren ſollte gegen die Regierungen

und gegen die Dynaſtien eingeführt hat. Er gedachte durch
dasſelbe portikulariſtiſche Beſtrebungen und Jntriguen zuparalyſieren. Dieſen Jrrtum, der doch wenigſtens nicht für

ſeine Staatsweisheit ſpricht, hat er ja offen eingeſtanden. Soll
man hier dem Fürſten Bismarck nicht glauben

Dresden, 21. April 1891.
Frhr. v. Fechenbach-Laudenbach.

Frankreich.
Aus dem „Figaro“ vernimmt man Näheres über

die Dokumente, welche ſich im Nachlaſſe des Prinzen
Napoleon befinden. Der Verſtorbene hatte im Jahre
1870 einen Teil derſelben, den wichtigſten, nach London
geſchickt; aber was er im Palais Royal zurückließ,
war immer noch bedeutend genug, um 37 Begehr zu
rechtfertigen, die Regierung der Republik ſollte ihm
die Papierſchaften mit den Kunſtgegenſtänden, die in
ſeinen ehemaligen Gemächern zurückgeblieben waren, ein
händigen laſſen. Am 17. März 1871 ermächtigte Herr
Thiers den Genie Oberſt Ragon, ehemaligen Adjutanten
des Prinzen, das Gewünſchte in Empfang zu nehmen;
aber am 18. brach der Kommune- Aufſtand aus, die
Regierung hatte in Paris nicht mehr zu befehlen und
die Wohnung des Prinzen im Palais Royal wurde in
der blutigen Maiwoche in Brand geſteckt. Dem Prinzen
that es vor allem um ſeine prächtige Bibliothek und
ſeine Gemälde leid; denn die Dokumente, an denen
ihm am meiſten gelegen war, befanden ſich in London,
von wo er ſie nach Prangins kommen ließ. Hier
ordnete er ſie mit der größten Sorgfalt und Pünktlich-
keit in vier Fächerkaſten, welche in ſeinem Arbeits

Sie fuhr fort: „Jch ſtehe hier zur Ausſage auf meinen
Eid, und ich wiederhole, daß ich mich am bezeichneten
Tage zur bezeichneten Stunde in Mrs. Clemmens
Hauſe, in ihrem Speiſezimmer befunden habe. 2
hatte mich heimlich dahin begeben. Jmogene ſpranun in raſchem Fluſſe, um jede unterbrecang hint

anzuhalten. „Erſt ſprach ich in Profeſſor Darlings
Hauſe vor, das ſich, wie bekannt, auf Diſtanz der Rück
ſeite von Mrs. Clemmens' Kottage gegenüber befindet,
weil ich mit deſſen Tochter aſtronomiſche Studien zu
treiben pflegte. Sie war nicht daheim, und ich ging
allein auf das Obſervatorium hinauf. Bei einem
Ueberblicke der Gegend fiel mir Mr. Clemmens Häus
chen auf, und es überkam mich plötzlich eine unwider
ſtehliche Sehnſucht, dieſe Dame aufzuſuchen und, wenn
irgend thunlich, zu überreden, daß ſie dem
dem Gefangenen die von ihm erbetene Summe borge.
Unbemerkt ſtahl ich mich aus Profeſſor Darlings Hauſe

rennen und Brauen quantitativ und quali
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antzüge
für die Geſchichte von hohem Werte ſein werden, nennt
der Gewährsmann des „Figars“ die Briefe des Grafen
Cavour, die gewiſſermaßen die Geheimgeſchichte der
italieniſchen Einheit enthalten, dann ſolche Koſſuth's
über die Umtriebe in Ungarn und das Anerbieten des
ungariſchen Throns, das im Jahre 1859 dem Vetter
Napoleons III. gemacht wurde, und die Korreſpondenz
mit Karl Vogt, Oberſt Rüſtow und mit Herrn von
Bismarck bis Sadowa. So lange ſchwärmte Prinz
Napoleon für die deutſche Einheit und Preußen, dann
mußte er, durch die Ereigniſſe gewarnt, eine andere
Richtung einſchlagen und der Briefwechſel hörte auf.
Was nun aus all dieſen Dokumenten werden ſoll?
Prinz Napoleon hatte gewünſcht, ſein Freund Fréderic
Maſſon möchte ſein Lebensbild ſchreiben und ſich dann
dieſer Beweisftücke ſowie ſeiner eigenen Aufzeichnungen
über wiſſe Vorgängen bedienen. Ob dies nun ge
ſchehen ſoll, ſteht bei dem Prinzen Ludwig mit ſeinem
Bruder.

Jtalien.
Die „Tribuna“ meldet aus Neapel, daß am

Sonnabend 22 Verhaftungen wegen Aufreizung zur
Revolte am 1. Mai und zahlreiche revolutionäre Auf-
rufe an Soldaten, vorgenommen worden ſeien.

In Turin trafen viele aus Frankreich ausge
wieſene italieniſche Sozialiſten ein, welche die Turiner
Polizei ſofort einkerkerte. Tauſende von an das Militär
gerichteten revolutionären Manifeſten wurden beſchlag
nahmt. Auch in anderen Städten verhaftete die Polizei
zahlreiche Anarchiſten

Partei Rachrichten.
Das Zentralwahlkomitee für die ſächſiſchen

Landtagswahlen macht bekannt, daß alle Zeitſchriften an
den Vorſitzenden desſelben, Otto Leander in Berns
dorf bei Chemnitz zu richten ſind.

Ueber den ſozialdemokratiſchen Reichstags Abgeord-
neten für den 15. ſächſiſchen Wahlkreis (MittweidaBurgſtädt),
Schmidt, hat das Polizeiamt zu Mittweida wegen groben
Unfugs eine zweiwöchige Haftſtrafe verhängt. Schmidt, der
Redakteur der in Burgſtädt erſcheinenden „Volksſtimme“ iſt,
hatte eine Abonnementseinladung veröffentlicht, deren Jnhalt
nach der Anſicht der genannten Behörde geeignet erſchien, bei
dem nicht der ſozialdemokratiſchen Partei angehörenden Publi-
kum ſchweres Aergergis zu erregen, es zu beunruhigen und
dadurch die öffentliche Ordnung zu ſtören. Außerordentlich
ſeltſam klingt es, daß Herrn Schmidt bereits angekündigt
worden iſt, er werde, falls er nicht richterliche Entſcheidung an
riefe, am 4. Mai ſeine Haftſtrafe anzutreten haben, widrigen
falls er abgeholt werden würde.

Aus Stadt und and.
Halle, 29. April.

g Störungen im Betriebe der elektriſchen Stadtbahn ſtellen
ſich immerhin noch ab und zu ein, was auch bei der kurzen

eit der Einübung des Fahrperſonals und des Einfahrens der
agen noch entſchuldbar erſcheint. Geſtern fand ein minuten

langer Aufenthalt in der Delitzſcherſtraße am Riebeckplatze
dadurch ſtatt, daß einer der ſchweren elektriſchen Wagen aus
den Schienen geglitten war. Das Einſetzen desſelben in die

verurſachte natürlich mehr Mühe und Zeitverluſt, als
bei den kleinen Wagen, da einmal die Laſt des Wagens größere
Kraftaufwendung erforderte, ferner die hierzu ſonſt ſehr zweck
dienliche Zugkraft des Pferdes mangelte. Die elektriſche Kraft
kann hierbei nicht mitwirken, weil durch das Entgleiſen auch
gleichzeitig der elektriſche Strom unterbrochen wird. Heute
abend gegen 9 Uhr mußte ein elektriſcher Wagen wegen eines
Fehlers an der Maſchine nach dem Depot abfahren. Wegen
der Durchfahrt desſelben von der Merſeburger nach der
Magdeburgerſtraße hatte man irrtümlicherweiſe angenommen,daß derſelee eine neue Tour: SchmiedſtraßeSteinthor, befahre.

Z Recht eigentümlich nimmt ſich die Nachricht aus, daß die
Leitung der „Kaiſerſäle“ den Mitgliedern der hieſigen
Beamten-, Geſangs Krieger und kaufmänniſchen
Vereine bei Vorzeigung ihrer Mitgliedskarten an einer
beſonderen Kaſſe den Eintritt zu allen Plagten für den halben
Kaſſenpreis anbietet. Von einer Gleichberechtigung der wirt
ſchaftlich ungünſtiger geſtellten Arbeitervereins Mitglieder iſt
nichts geſagt von den Arbeitern alſo nimmt die Leitung
der „Kaiſerſäle“ die vollen Kaſſenpreiſe ſehr gerecht und
edel gedacht, fürwahr! Die Maßregel macht übrigens den
Eindruck, ais wenn man damit das Publikum, welches den

Kleiderſtoſfe, Konfektion, Leineuwaren, Brummer
fertige Wäsche für Damen, Herren und Kinder. en amin Vriohstr.

Erstlings-Ausstattungen-Korſetts.

Amtretung dese a egegen Frau A wegen Ueber
desa

n zugegangen, e elegteReviſion verworfen wodk a iſt. Die Gründe des Urteils ſa en

ſich ſehr kurz, ſie ſagen mit dürren Worten, daß die thatſäch
lichen Feſtſtellungen des Landgerichts Halle die Anwendung
der 88 2 und 13 der betreffenden Verordnung rechtfertigen
und alſo in der Anwendung der r r Geſetzesbeſtimmungen
a geſtellten and ein Rechtsirrtum nicht zu er

Eine traurige Erfahrung mußten heute morgen dieMüllerſchen Eheleute, Brunoswarte 5, machen. Als die Mutter

von der Aufwartung zurückkam, gewahrte ſie mit Schrecken,
daß die Thür des Sekretärs zerſchlagen war es hatte die
That ihr einziger Sohn, 9 Jahr alt, vollbracht. Mit ihm
waren ſein neuer Anzug, 36 M. und des Vaters Uhr ver
ſchwunden. Nach allen Nachforſchungen war ſelbiger per Bahn
nach Magdeburg gereiſt. Polizeiliche Anzeige iſt gemacht.

8 Steckbrieflich verfolgt von der hieſigen Staatsanwaltſchaft
wird ein angeblicher Oberſtleutnant a. D. von Hohenthal, über
welchen en Betrugsverſuchs die Unterſuchungshaft verhängt
iſt. Als beſonderes Kennzeichen ſteht vermerkt: feines und
freies Auftreten.

Verunglückt. Jn der Armaturenfabrik von Wilhelm Kramer
verunglückte heute vormittag der Schloſſer Brand von hier
an der Bohrmaſchine und zerquetſchte ſich an der rechten Hand
den kleinen Finger. Er wurde in die Klinik aufgenommen.

Schkeuditz, 22. April. Daß unſere gute Sache immer mehr
und mehr Verbreitung auch in unſerer Stadt findet, zeigte eineam vergangenen Sonntag im „Bürgergarten“ ſtachgeſenvrere
öffentliche Hrenenverſamaiung, Der Zaal war bis auf den

letzten Ja gefüllt, es mußten ſogar viele wieder umkehren,
weil kein Raum mehr da war. Nachdem das Büreau ge
wählt war, ergriff Fräulein Wabnitz aus Berlin das Wort zu
dem Referat: „Naturgeſetz und Menſchenrecht.“ Sie betonte,
es gäbe ganz beſtimmte Naturgeſetze, z. B. Geburt und Sterben,
dieſen zwei Geſetzen könne kein Menſch ausweichen und zwiſchen
dieſen Geſetzen liegt das Leben es wäre daher jedes Menſchen
Pflicht, ſich dieſes Leben ſo angenehm wie möglich zu geſtalten
Natürlich dürfe das wicht geſchehen auf Koſten eines anderen,
wie es heute geſchieht, wo der Kapitaliſt ein angenehmes Leben
führt auf Koſten der Arbeiter. Sie unterzog dann die heutige
Produktionsweiſe einer vernichtenden Kritik, wie die Arbeiter
ausgebeutet würden durch lange Arbeitszeit und erbärmlichen
Verdienſt, hauptſächlich Arbeiterinnen, welche neben ihrer Ge
ſundheit auch noch ihre Ehre häufig einbüßen, indem der geringe
Lohn nicht ausreicht zum Leben und dieſelben dann der
Proſtitution in die Arme getrieben werden. Sie bewies das
ſelbe durch verſchiedene Beiſpiele und eine Statiftik. Darauf
meinte dieſelbe, die Geſchichte von der Schöpfung und dem Para
dies ſeien mythologiſche Sagen, dasſelbe beweiſe die Wiſſen
ſchaft, überhaupt läge das Paradies nicht hinter uns, ſondern
vor uns. Dasſelbe zu erreichen, müſſe jeder ehrliche Menſch
mit Hand anlegen. Das Paradies, welches wir anſtreben,
heißt geſellſchaftliche Produktion um dieſelbe zu erringen,
müſſen wir uns organiſieren, die Frauen ſo gut wie die Männer,
dann wird auch der Sieg nicht mehr fern ſein. Es war ein
ſehr ſchöner und lehrreicher Vortrag welcher durch vieles
Bravorufen unterbrochen wurde. Hierauf entwickelte ſich eine
ſehr ſtarke Diskuſſion, in welcher alle Redner und Rednerinnen
im Sinne der Referentin ſprachen. Genoſſe Walter Model
witz forderte die Verſammlung auf, ſich zum Danke für den
gehörten Vortrag von ihren Sitzen zu erheben, wogegen aber
die Referentin energiſch proteſtierte, ſie meinte, es wäre be
ſchämend für Sie, indem ſie nur ihre Pflicht gethan hätte und
ein Menſch ſei nicht mehr wie der andere. Hierauf ergriff
Genoſſe Weiſe das Wort und forderte die anweſenden Frauen
auf, ihre Männer in den Arbeiterverein zu ſchicken und nurArbeiterblätter zu leſen, für die Frauen ſä hauptſächlich die

Zeitſchrift die „Arbeiterin“ empfohlen. Genoſſe Maaß ſprach
dafür, daß nur in ſolchen Lokalen zu verkehren ſei, welche uns
zu Berſammlungen zur Verfügung ſtehen. Unter dreifachem
Hoch auf die internationale Arbeiterſchaft und Abſingen der
Marſeillaiſe wurde die Verſammlung geſchloſſen. W. B.

Gerichtsverhandlungen.
Schöffengericht vom 28. April.

Des Widerſtandes gegen die Staatsgewalt und der öffent-
lichen Beleidigung war der 23 jährige stod. theol. Oskar Schulz,

eb. in Schweidnitz, angeklagt. Jn der Nacht vom 20 Januar
atte derſelbe, aus einer Weinſtube kommend, Skandal gemacht

und war darauf vom Polizeiſergeanten Fieliz zur Ruhe er
mahnt worden. Der Angeklagte leiſtete aber nicht Folge,
worauf der Sergeant zur Arretur desſelben ſchreiten wollte,
welcher ſich der Angeklagte jedoch widerſetzte, bis ſchließlich
noch der Sergeant Sparing zu Hilfe kam, worauf er dann
die beiden Sergeanten beſchimpfend, nach der Wache gebracht
wurde. Angeklagter gab zu ſeiner Verteidigung an, er ſei
ſinnlos betrunken geweſen. Der Staatsanwalt beantragte eine
Geſamtſtrafe von 2 Monaten Gefängnis. Das Urteil lautete
auf 40 M. Geldſtrafe event. 8 Tage Gefängnis, auch wurden
dem Angeklagten die Koſten zur Laſt gelegt. Wegen einer
unerheblichen Beleidigung war der 22 jährige stud. theol. Otto
Auguſt Gaugers, geboren in Treptow angeklagt. Derſelbe
hatte in der Nacht vom 12. Juni v. J. den Sergeanten Meyer
mit den Worten: „Guten Abend, Herr Stadtrat,“ beleidigt.
Der Angeklagte gab an, er habe den J Meyer ver
kannt. Der Staatsanwalt beantragte 30 Geldſtrafe event.
6 Tage Gefängnis. Das Urteil lautete auf 5 M. Geldſtrafe
event. 1 Tag Gefängnis. Die Schlägerei, welche ſich am
7. Dezember v. J. in Sanows Reſtaurant, Steinweg, abſpielte,
gelangte heute zur Aburteilung. Dabei beteiligt waren die
beiden 23 jährigen Arbeiter Hermann W. und Hermann O.,
der 20jährige Arbeiter Guſtav S., der 32 jährige Zimmermann
Bruno G., der 24 jährige Maurer Auguſt G, der 19 jährige
Maurer Karl P. und der 20jährige Steinſetzer Andreas B

W. war dermaßen verletzt, daß er langyre Zeit arbeitsunwar. Der Staatsanwalt meinte, dieſer rig ſ
wohl ſchwer unterſcheiden, wer von den eklagten wohl
der am meiſten Schuldige ſei. Er wünſche diejenigen am
härteſten zu beſtrafen welche den Skandal provoziert hatten
und ſchon vorbeſtraft waren Der Antrag lautete gegen Her
mann W. und Guſtav S. 6 Monate, gegen Hermann O.
2 Monate und gegen die übrigen Angeklagten 1 Monat Ge
fängnis. Verurteilt wurden un W. zu 4 und Guſtav
S. zu 2 Monaten, Hermann O. und Bruno G. je zu 2 und
Auguſt G. zu 4 Wochen Gefängnis, Karl P. und Andreas B.
wurden freigeſprochen. Der 31 jährige Arbeiter Auguſt
Ronne wurde wegen Beleidigung des Polizeiſergeanten
und Widerſtand gegen die Staatsgewalt zu 1 Monat und einer
Woche Gefängnis verurteilt, der Staatsanwalt hatte 1 Jahr
Gefängnis beantragt. Wegen Diebſtahls war der 26j
Verkäufer Karl Guſtav Piller aus Leipzig angeklagt. Derſ
atte am 24. Dezember v. J. bei Logiswirt dem

neidermeiſter Friedrich Ebert von hier einen neuen Rock
entwendet und ſich mit demſelben aus dem Staube gemacht.
Zum Pfand hatte der Angeklagte ſeinen alten Rock hinter
laſſen. Der Angeklagte war geſtändig und wurde unter Auf
erlegung der Koſten zu 2 Wochen Gefängnis verurteilt. Das
veraltete Einſtandgeben hatte die beiden Dienſtmägde, die
20 jährige Anna und deren Schweſter, die 17 jährige Emma
Finke, beide aus Hergisdorf, auf die Anklagebank wegen Sach-
beſchädigung gebracht. Beide Angeklagte dienten bei einem
Gutsbeſitzer in Langenbogen. Die Dienſtmagd Emma Zippel
aus Teutſchenthal, welche bei dem betreffenden Gutsbeſitzer im
November v J. in Dienſt trat, hatte zur Feier ihres zuge
ihren Kolleginnen 1 Liter Schnaps zum Beſten gegeben.
Mädchen hatten nun die Schnapsflaſche ziemlich in Anſpruch
wgh und waren infolgedeſſen betrunken geworden. Jn
ieſem Zuſtande waren die Angeklagten über die Wäſche ihrer

Geberin gegangen und hatten derſelben ein Hemd im Werte
von 3 M. zerſchnitten. Der ar der Beſchädigten,
das Hemd zu bezahlen waren die Angeklagten wohl n
gekommen. Nun war aber einige Tage darauf der Dien
magd Zippel wieder ein Hemd und eine Schürze zerſchnitten,
aus welchen Gründen es nun diesmel geſchehen, war unerklär-
lich. Beide Angeklagte räumten die erſte That wohl ein, aber
das zweite Mal wollte es niemand geweſen ſein. Durch eine
Zeugin wurde jedoch die Emma Finke der Schuld überführt.
Der Staatsanwalt beantragte gegen Emma Finke 1 Woche Ge
fängnis und gegen Anna Finke Freiſprechung. Der Gerichts
hof verurteilte die Emma Finke zu 6 M. Geldſtrafe event.
2 Tagen Haft und bei der Anna Finke wurde guf Jreiſpregunsg
erkannt. Der 18jährige Arbeiter Paul Kittel wurde wegen
Betrugs in 4 Fällen zu 3 Wochen Gefängnis verurteilt.

Standesamtliche Nachrichten.
Halle, 28. April.

Aufgeboten: Der Handarbeiter Ludwig Grott und Anna
Scherneck (Schloßberg 5). Der Gärtner Ludwig Knappe und
Luiſe Kuhns (Sittichenbach und Gommergaſſe 2b). Der Seiler
Heinrich Sachſe und Minna Söllinger (Südſtraße 1). Der
Maurer Hermann Schack und Emilie Wiegner (Ludwigſtraße 18).
Der Scherenſchleifer Hermann Fiedler und Klara Zeichart
(Leipzig). Der Fabrikarbeiter Karl Gotthardt und Henriette
Reinhardt (Merſeburg und Niemberg). Der Maurer Richard
Beige und Emilie Wittig (Kröllwitz und Halle).

Eheſchließungen: Der Diakonus Guſtav Wedding und
Margarethe Hornemann (Jeſſen und Königſtraße 41).

Geboren: Dem Schuhmachermeiſter Wilhelm Barth eine T.,
Jda Helene Wuchererſtraße 199). Dem Oekonom Johannes
Peters eine T., Elſe Anna Luiſe Geiſtſtraße 5/6). Dem
Bahnarbeiter Karl Gebhardt eine T., Marie Martha (Saal-
berg 7). Dem Stuckateur Hermann Wetzig eine T., Franziska
Anna Frieda (Harz 14). Dem Bahnarbeiter Louis Schleußner
eine T., Elſe Franziska Frieda (Wettinerplatz 2). Dem
Schloſſer Karl Bley ein S., Karl Kurt Oskar (Herrenſtraße 14).
Dem Modelltiſchler Adolf Levin ein S., Heinrich Anton Max
er 15). Dem Werkmeiſter Guſtav Marx eine T.,

nna Martha Streiberſtraße 12). Dem Schloſſer Otto Berger
ein S., Emil Otto Max (Wörmlitzerſtraße 9a2). Dem Stepper
Karl Lohmann ein S., Paul Otto (Große 21).Dem Schneider Guſtav Theuerkauf ein S, Guſtav Karl wilt

(Trödel 2). Dem Handarbeiter Karl Schaffernicht eine T.,
Marie Martha Hedwig (Schützengaſſe 8). Dem Kaufmann
Paul Einecke ein S., Gottfried Auguſt Paul Streiberſtraße 8).
Dem Handarbeiter Hermann Mai eine T., Marie Luiſe (Land-
wehrſtraße 7). Dem Kontoriſt Luis Putzer ein S., Louis Ed-
mund Walther Leipzigerſtraße 9)9. Dem Photograph Karl
Sachs eine T., Edith Gertrud Margarethe (Große Ulrich
ſtraße 23). Dem Poſthilfsboten Eduard Zeunert eine T.,
Anna Minna Martha (Kleine Ulrichſtraße 4). Zwei unehel.
S. Eine unehel. T.

Ceſtorben: Des Maurer Robert Meyer Ehefrau Lina geb.
Lautenſchläger, 29 J. (Feldſtraße 7). Des Tiſchler Franz
Clarus T., Alwine Emma, 4 J. (Weingärten 23). Des Dienſt
mann Adolf Böber ein S. Rudolf, 4 J. (Kutſchgaſſe 1).

Trotha, 21. bis 25. April.
Aufgeboten Der KnappſchaftsRendant Hugo Herzer und

Anna Loewel (Suben und Rüdersdorf).
Geboren: Dem Zimmermann Reinhold Schliebe ein S.,

Otto Hugo
Geſtorben: Der Gemeinde Vorſteher Auguſt Langrock, 68 J.

Der Arbeiter Johann Gottfried Müller, 90 J.

23.
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ätig. GNMuifeier der Arbeiſer ilſer Fern
von Halle a. S. und Umgegend

am Sonntag den 3. Mai
Tages- Programm.Ausflug nach der Heide mit Muſikbegleitung. n r „Hofjäger“ de früh 7 Uhr. Abmarſch punkt 7, Uhr. Niederlaſſung auf der Biſchofswieſe daſelbſt

Conmneoert bis nachmittags 4 Uhr. Speiſen und Getränke iW e m Alles waänere siehe Frogramms.
Bei regneriſcher Witterung ſt der Ausiueg weg und findet in den Lokalen „Hofjäger“, „Freybergs Sanow (Steinweg) und Mack Gritdri ges vonvormittags 11 uge ab Comeert ſtatt.

Abend- Programm.Von 8--12 Uhr Rommmners in den Lokalen „Hofjäger“, „Freybergs Garten“, Sanow Steinweg) und Mack (Friedrichſraße), beſtehend in Comeert und Vorträgen

Tages Programm à 90 2 F Abend- Programm à 10 Pfg.s ſind in den bekannten Lokalen zu haben. m
Jeder Teilnehmer muss sein Programm bei sich führen und auf Verlangen vorzei1066] ans West- ei Auf obige Annonce Bezug nehmend, teile ich hiermit allen Arbeitern und Genoſſen mit, daß nach nochmaliger Sitzung des Feſtkomitees mit

den drei hinzugezogenen Genoſſen die Arrangierung des h ſo geregelt, daß jedermann voll und ganz Gerechtigkeit geſchehen iſt. Den Arbeitern
aber allen möchte ich noch empfehlen in ihrem Jntereſſe ſich zahtreich an der Maifeier zu beteiligen, ſowie den Anordnungen der Ordner zu fügen

und ſich ebenfalls von keiner Seite provozieren zu laſſen. Ein Gedanke muß an dem Tage jeden durchdringen und das iſt der: Die großartige Kundgebung
der Maifeier ſoll den Gegnern beweiſen, daß es endlich an der Zeit iſt, den Forderungen der Arbeiter mehr und mehr Gerechtigkeit

widerfahren zu laſſen. 1122 Der S Wilh. rotie zur Srgänzung des Feſtkomitees beauftragten Verſonenan hierdurch Tun h abend e Vnir nach Donnerstag Feſt tune h e e S s6 ter „Arb eiter r Ruſſcier
t m in Kurnnmu s a e eroße öfentl. Frauezzerſammlung etag den 1. Mai e uhr Schuhw aren Hiligſtr Bengogueie

in Schades Schützen haus. ten sduhwarer
Tagesordnung. Natur und Menſcheurechte. Chr. Ratsch, S

Referentin: Fräulein Wahdmnitz aus Be i Zernſeri

ittet n.Um zahlreiche Beteiligung bi Schuhwachermeiſter.
Reelle Vedienung, anerkannt bill. Preiſe.

Großeöſenlliche Lorwerverſamninng Zur Maſfeier

Heute Donnerstag den 30. April abends 8 Uhr Starke Arbim Schloß Babelsberg, Friedrichſtraße. Sreugg 77 H err enß e

e ende Soli ipſe HerrenhalZentral-Kranken- und Sterbe- (Zuſchuß-) Kaſſe aller in velde ich Freunde und Genoſſen empfehle
Arbeiter Deutſchlands. Zahlſtelle Giebichenſtein H. Baumann,

Donnerstag den 30. April abends 8 Uhr Schades Schützenhaus, Giebichenſtein. Geigtatragse 73. ſi12s
Verſammlung MDas Erſcheinen aller Mitglieder iſt erwünſcht. Der Bevollmächtigte: C. Hahn. üntergeichnete empfiehtt den empfiehlt zu den billigſten Preiſen

Geſinnungsgenvſſen üggemann,
wo folgende Schriften und Bilder zur Anſchaffung: üherm Verlage von Richard Schnabel, Dresden, iſt Internationale Bibliothek (1. Serie):

soeben erschienen I. Darwinſche Theorie, geb. a2. Marx Oekonomiſche Lehren, geb. 2und T h 8handiung (Expedition des Volksblattes, gr. Ulrichſtraße, Eingang Weltſchöpfung und Untergang, zeb. zDer t. Mai im Spiegel der Dichtung. e
Ein Gedenkblatt c 38 Zander 60 Pf.

7.
8.
9.

den ternationalen Arbeiterfeiert 1. Mai 1890.e de h e n h e en n Flußhechte 65 Pfommeli, e eintreffend, empſte (1124Ernſt Klaar.Die Broſchüre bildet eine Sammlung der beſten Arbeiterlieder, welche von den Sängerndes Proletariats zur erſten Feier des 1. Mai im vorigen Jahre erkiangen. Blos, Franzöſiſche Revolution, Heft A. reya te,

e LeipzigerſtraßeLangkavel, Dr. v Der Menſch in de Weisskohh eZ. z wie 1 ez enügt f. ca. 8 gr.tr 0 h hüt e Kennan, a m Gemüſe, aſſe Fümmel oder cwerden ſauber gewaſchen, gefärbt, und nach Pflaumenmus, owie wie bekannt alle konſervierten
den neueſten Formen moderniſiert. [245 hochfein im Geſchmack, per Pfd. 26 r à Pfd. tA. Lehmann wfehtt W Ddenä, Earerte t ſo. W.r 70 Frau Stolhe, e geradeüber d theke,Hallgaſſe Hansſchlachtene Wurſt LJeden Abend Kartoffeln und marinierten nd Schmalz, prima Kartoffeln, ff. Hülfen

Hering, Portion 20 Pfg., Lagerbier, Seidel g t ev e e e res 5neben der alten Kaferne. Menrsehearg Die Arbeiterin, (erſcheint u W. Der ch
J en Alte in r Preislagen, Margarine, nmit Kontrollmarke ne Marken ff. Schmalz 50, 55, 60, gebrauchterW earbeitete Mtaeon a Pf. per Pfo., antes Larderet ſowie Die zu S Taubenſtraße t S e.

en ſämtliche Materialwaren empfiehlt Gr. Ulrichſtr. 17; Einga e nene TKaridittee Fleiſchergaſſedi,p. Läelyn Stephan, uaterattenburs n steffele gr. wen ra m vie
Nedaltioa von Ewald Ringsdorff; Verlag von Aug. Gr oß; Druck der Halleſchen GenoſfenſchaſtsVuchdruckerei E. G. m. b. H.), ſanthich in Halle a. S. Hierzu 1 VDeilagge.
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Seilage zum Volksblatt für Halle u. den Saalkreis.
a

Halle a. S., Donnerstag den 30. April 1891.

Reichstag.
108. Sitzung vom 27. April. 12 Uhr

Auf der Tagesordnung ſteht die zweite Leſung des Zuckerſtener-Geſetzes. Nach der Reg ernugereetage et am
1. Auguſt 1892 die Rübenſteuer in Wegfall kommen, jedoch ſoll
für drei We noch eine offene Prämie von 1 M. gewährt
werden. e Konſumſteuer, bisher 12 M., ſoll bis zum
1. Auguſt 1895 20 M., von da ab 22 M. betragen.

Die Kommiſſion iſt zu einem poſitiven Beſchluß nicht
gelangt.

Die es Witte und Gen. (freiſ.) beantragen, die Rüben
ſteuer bereits am 1. Auguſt 1891 aufzuheben (und damit auch
die Ausſuhrvergütungen und Prämien in Fortfall zu bringen)
n die e t 16 M. zu bemeſſen.

Jeys raf Stolberg und Hulztſch (konſ.) beantragen,offene Prämien auf 8 Jahre zu gewähren und zwar in Sohe

von 1 M. für die erſten vier und 1 M. für die letzten vier
Jahre. Ferner: die Konſumſteuer auf 18 M. zu vemeſſen.

Abg. Graf Hoensbroech (Zentr.) beantragt noch, den Ein
gangszoll vom 1. Auguſt 1892 ab von 36 auf 40 M. zu
erhöhen.

Staatsſekretär v. Maltz ahn erklärt, als Vertreter der ver
bündeten Regierungen heute berufen zu ſein, deren Vorlage
zu vertreten. Käme nichts zu ſtande, ſo trage dafür natürlich
der m die Verantwortung. Die Regierungen ſeien

ugt, daüöerze das beſtehende Zuckerbeſteuerungeſyſtem geändert
werden müſſe. Bei Beibehaltung des jetzigen Syſtems, bei
we die Materialſteuer eine entſchiedene Tendenz zum
Sinken habe, ſei eher ein weiterer Verfall der Steuererträge
für das Reich zu erwarten, als das Gegenteil. Die Frage
dürfe nun nicht ſo geſtellt werden, ob unſere Zuckerinduſtrie
nach Aufhebung der Materialſteuer die Konkurrenz des Aus
landes noch aushalten könne, ſondern ſie müſſe vielmehr ſo
geſtellt werden ob ein weiteres Anwachſen unſerer Produktion
unter MRithilfe von Staatszuſchüſſen noch zu wünſchen ſei.
Und dieſe Frage ſei zu verneinen. Denn die Produktion habe
ſich ſeit 1871/72 verfünffacht und in dem beſtehenden Steuer
ſyſtem liege eine Aufforderung zu einer noch weiteren Steige
rung der Produktion weit hinaus über die Steigerung der
Nachfrage nach Zucker auf dem Weltmarkte. Jn dieſem Ver
hältnis zwiſchen Produktion und Nachfrage liege eine Warnung
davor, es bei dem beſtehenden Syſtem zu belaſſen. Seit 1877/78
allein bis 1890/91 habe der Staat an Prämien zugeſchofſen
213 Mill. M. (Hört! hört!) Gehe man bis 1870/71 zurück,
ſo betrage der Geſamtzuſchuß, vach allerdings etwas un
ſichereren Berechnungen, zwiſchen 385 und 413 Millionen. So
könne es nicht weitergehen. Ein plötzliches Abſchneiden des
Zuſchuſſes erſcheine allerdings nicht unbedenklich, deshalb habe
die Regierung einen Uebergang gewählt. Er hoffe, es möge
in der gegenwärtigen Seſſion eine Verſtändigung erfolgen,
nicht nur im Jntereſſe der Reichskaſſe, ſondern hauptſächlich
auch im Jntereſſe der Induſtrie ſelbſt. Er könne aber eine
ſolche Verſtändigung nur dringend wünſchen, andernfalls be
t die Gefahr, das Reich könne gezwungen ſein, der Jn-gen ſpäter die Zuſchüſſe zu einem Zeitpunkte zu entziehen,

wo die Jnduſtrie davon viel empfindlicher, als jetzt, würde be
troffen werden.

Abg. Fürſt Hatzfeldt (konſ.) hält eine abermalige Aende
rung des Steuerſyſtems überhaupt nicht für erforderlich, denn
der Zweck der letzten Zuckerſteuer-Reform: Erhöhung der Steuer
erträge, ſei ja erreicht worden, indem das Jahr 1889/90 nicht
weniger als 62 Millionen Mark an Zuckerſteuer ergeben habe.
Gerade der jetzige Augenblick ſei überdies der allerungünßtigſte

ſolcher neuen Aenderung, denn in Frankreich habe ſich die

unſeres Zuckerexports müſſe er hinweiſen.
man ſage, daß auf jede unſerer Zuckerfabriken etwa 30 000 M.

nicht den briken allein verbleibe, ſondern bis in die kleinſten
Kanäle

rte n richtig, dabei bemerkend, der heaſte Jahres

gut Vorlgit namens der verbündeten Regierungen es als
eine

Und was das heiße, wolle man da
nach bemeſſen, da uckerinduſtrie, der Rübenbau zur eit zu ut d der einzige lukrative landwirtſchaftliche W.

trieb ſei. Er wiſſe überhaupt nicht, weshalb jetzt auf einmal
e Neuerung? So übermäßig groß ſei die Produktionlnnehe n daß man hier gewaltſam eingreifen müßte,

um ihrer weiteren Ausdehnung vorzubeugen. Jrrig ſei im
übrigen, daß die Prämie unſeren inländiſchen Konſumenten den
Zucker verteuere und den Engländern verbillige. Die Prämie
drücke doch auf den Weltmarktpreis, daraus folge, daß, wenn
die Prämie nicht wäre, der Weltmarktpreis entſprechend ſteigen
müßte, ſo daß es unſern Konſumenten gleich ſein könne, ob
die Prämie gezahlt werde oder nicht. Hätten wir nicht durch
Prämie unſere Zuckerinduſtrie ſo groß gezogen, dann würdeder (Kolonial) Zucker ſo teuer ſein, daß unſere armen Leute

ihn garnicht bezahlen könnten. Seine Freunde würden einſt
weilen für den S 1 ſtimmen (welcher lediglich von der Be
ſteuerung des Zuckers überhaupt ſpricht), aber nur unter dem
Vorbehalt, daß bis zur drüten Leſung ein Uebergang gefunden
werde zu dieſem ſo radikalen Syſtem. Andernfalls würden
ſeine Freunde in der dritten Leſung gegen S 1 und das ganze
Geſetz ſtimmen.

Jnzwiſchen iſt ein Antrag Fürſt Hatzfeldt verteilt, welcher,
entſprechend ſeinem Schlußworte, will, daß „bis auf weiteres“
die Prämie 1.25 M. beträgt.

Abg. Witte (freiſ.) bedauert zunächſt lebhaft, daß der Staats
ſekretär v. Maltzahn auch heute noch nicht eine beſtimmte, offene
Erklärung zu der Frage der Ausfuhrprämien abgegeben habe.
Das PrämienUnweſen habe andauernd immer nachteiliger auf
die Jnduſtrie gewirkt, und auch deshalb bedauere er, daß die
Regierung ſich ſo wenig energiſch verhalte. Keinesfalls ſei die
Betonung des finanziellen Geſichtspunktes ſeitens des Staats-
ſekretärs glücklich geweſen. Vielmehr hätten doch hauptſächlich
die großen Nachteile, welche die Prämien der Jnduſtrie auf die
Dauer bereiteten, die Regierungen zur Einbringung der Vor
lage veranlaſſen müſſen. Niemand könne lebhafter von dem
Zuſammenhange von Landwirtſchaft und Zuckerinduſtrie über
zeugt ſein, als er, aber eine Schädigung der Landwirtſchaft
könne er nicht anerkennen. Alles, was man in dieſer Beziehung
behaupte, ſei Uebertreibung. Auch ſchon das Geſetz von 1888
habe ja die Prämien um die Hälfte ermäßigt, und welcher
Nachteil ſei denn daraus der Landwirtſchaft erwachſen?! Herr
v. Bennigſen habe wieder Frankreich ins Feld geführt, die
Annahme desſelben ſei aber eine durchaus irrige, daß Frank
reichs Zuckerinduſtrie uns beinahe in ihrer Produktion nahe
gekommen ſei. Er erinnere Herrn v. Bennigſen nur an ſeine
(Wittes) Broſchüre, deren Angaben, ſoweit ſie Frankreich be
treffen, bisher noch von keiner Seite widerlegt worden ſeien.
Wunderbar ſeien ihm die Ausführungen von Bennigſens über
den Einfluß der Prämien auf den Zuckerpreis vorgekommen.
Er leugne garnicht, daß der Weltmarktpreis durch die Prä-
mien herabgedrückt worden ſei. Die Herren Zuckerinduſtriellen
freilich hätten das gern verhindert, ſie hätten außer den Prä-
mien ſehr gern auch hohe Weltmarktpreiſe gehabt. Deutſchland
habe jedenfalls mit ſeinen Prämien auf den Weltmarkt de-
moraliſterend gewirkt. Mit dem Augenbick, wo die Prämien
abgeſchafft werden, würden Jnduſtrie und Landwirtſchaft in
geſündere Verhältniſſe einlenken, deshalb ſtimme er unbedingt
zunächſt für den vorliegenden S 1.

Abg. Graf Stolberg (konſ.) empfiehlt kurz ſeinen Antrag.
Reichskanzler v. Caprivi: Es ſtehen in dieſer Frage An

ſicht gegen Anſicht, Erfahrungen gegen Erfahrungen ſich gegen
über. Jch werde nur kurz den Standpunkt der verbündeten
Regierungen darlegen. Für das Entgegenkommen, das Abg.
Fürſt Hatzfeldt ausſprach, kann die Regierung nur dankbar
ſein, ſelbſt wenn das Entgegenkommen nicht ſo weit ginge,
als ſie das von ihrem Standpunkt aus für wünſchenswert
oder erforderlich hält. Jch möchte andererſeits aber wieder
holt vor allen Beunruhigungen, wie ſie Fürſt Hatzfeldt aus
ſprach, ſoweit ſie eine thatſächliche Grundlage nicht haben,
warnen. Für die mehrfach ausgeſprochene Behauptung, die
Regierungen ſchienen die Jntereſſen der Landwirtſchaft nicht
ſorgſam genug zu pflegen, möchte ich doch um den Beweis
bitten. Die Regierungen ſind von der Wichtigkeit der Land
wirtſchaft ſo überzeugt, wie vielleicht niemand im Hauſe. Keine
ihrer Handlungen kann zu einem ſolchen Vorwurfe Veranlaſſung
geben. Wenn der künftige deutſch öſterreichiſche Handelsvertrag
hier zur Sprache kommen wird, werden wir nachweiſen können,
daß eine Schädigung der Landwirtſchaft von ſeiten der Re
gierung nicht beabſichtigt worden iſt, daß ſie auch vorausſicht
lich durch das, was ſie thut, nicht eintritt. (Hört! hört! links.)
Jch könnte Zeugniſſe dafür anführen, welche von einer zu
großen Steigerung der Zuckerinduſtrie Gefahren erwarten, aber
ich will mich auf die Verſicherung beſchränken, daß die Re
gierungen ſich das Jntereſſe der Landwirtſchaft ſehr warm an
gelegen ſein laſſen. Natürlich ſind hier auch die Stimmen
der Landwirtſchaftsminiſter zur Geltung gekommen, und ich
habe weder für Preußen, noch für einen andern Staat Grund
zu der Annahme, daß der Landwirtſchaftsminiſter nicht recht
zeitig gehört worden wäre. Die Frage der Auswanderung
liegt der Regierung gewiß ſehr nahe am Herzen, und Sie
können überzeugt ſein, daß alles, was geſchehen kann, auch ge-
ſchehen wird, um die Auswanderung in ſolche Bahnen zu
lenken, daß unſer Ackerbau lebensfähig bleibt. Die Vorlage
ſoll auch überraſchend gekommen ſein, und die d
ſollen ſich ihrer Bedeutung nicht voll und ganz bewußt geweſen
ſein. Jch habe auch den Beweis hierfür vermißt. Sie iſt
bereits unter meinem Amtsvorgänger beſ loſſen worden (hört!
hört ſodaß von einem Syſtem keine Rede ſein kann.

Der Standpunkt der verbündeten Regierungen iſt nun der,
daß ſie von der Notwendigkeit eine Aenderung des beſtehenden
Zuſtandes überzeugt ſind und an dieſer Ueberzeugung feſt
halten. Die Regierung hält die von ihr eingebrachte Vorlage
noch heute für das beſte. Wenn ſich aber für dieſelbe keine
Majorität finden würde, ſo wird ſie geneigt ſein, nach wie vor
in Verhandlungen einzutreten Jch glaube, daß es denverbündeten Regierungen ſebr ſchwer ſein würde, in eine Ver

längerung der Prämie in aeternum (auf Nicht
willigen. Damit würde der Zweck dieſer Vorlage nicht erreicht.
Wenn wir mit einer beſchränkten Zeit anfangen, ſo iſt es nicht
unwahrſcheinlich, daß andere Staaten unſerem Vorgehen folgen
werden. Jch halte es alſo nicht für wahrſcheinlich, daß die
verbündeten Regierungen ſich auf eine feſte Prämie in aeternum
verſtehen werden, und auch nicht, daß ſie weſentlich unter
den Ertrag der Konſumſteuer heruntergehen, welche die
Regierungsvorlage bietet. Wenn auch die finanzielle Lage
nicht eine günſtige iſt, ſo werden wir doch einmal vor der
Möglichkeit ſtehen, Mehreinnahmen haben zu müſſen. Ob
dieſer Zeitpunkt in dieſem Jahre oder im nächſten oder in

wei Jahren eintritt, iſt nicht abzuſehen, daß er aber kommen
wird, iſt zweifellos. Wir brauchen Geld für die Alte rs
und Jnvalidenverſicherung, für die Erhöhung der
Beamtengehälter, und auch die natürliche Entwickelung
der Dinge bringt eine Steigerung der Ausgaben mit ſich in

2 Jahrg
den großen Etats des Heeres und der Marine. Wir
haben ſchon jetzt eine Militärpenſionsgeſetz- Novelle
feſtgeſtellt, die wir Jhnen in dieſer Seſſion wegen der Se
ſchäftslage des Hauſes noch nicht zugeſtellt haben das macht
auch eine Mehrausgabe von einer Million. Aber auch ab
geſehen von allen dieſen Dingen muß man an eine langſame
Steigerung der Einnahmen denken. Oft genug iſt die Klage
laut geworden, daß in der Finanzwirtſchaft des Reiches ein
zu großer Teil der Ausgaben auf Anleihen genommen werde,
und daß der Amortiſation der Reichsſchuld bisher
nicht eine hinreichende Sorge zu teil würde. Sodann haben
die verbündeten Regierungen noch das Motiv in Betracht ge
zogen, daß es wünſchenswert iſt, die wirtſchaftlich Schwächer
geſtellten zu entlaſten.

Vom wirtſchaftlichen, politiſchen und finanziellen Standpunkte
aus glaube ich alſo nicht, daß die verbündeten Regierungen
von der Vorlage zurücktreten werden. Jch halte es für wahr
ſcheinlich, daß, wenn in dieſem Jahre, was ich überaus be
klagen würde, nichts zu ſtande käme, die verbündeten Re
gierungen genötigt ſein würden, in der nächſten Tagung
noch einmal mit dieſer oder einer ähnlichen Vor-
lage vor das Haus zu treten. Jch würde Sie alſo
bitten, wenn Sie jetzt nicht zu einem Entſchluſſe kommen
können wenigſtens nichts zu thun was der endlichen Erledi-
gung dieſer Vorlage in dieſer Sitzung präjudizieren würde.

Abg. Ulrich (ſoz.) hält die Vörlage für noch lange nicht
weitgehend genug. Man ſpreche immer von Zuckerbauern, wes-
halb nicht von Zuckerbaronen? Das wäre richtiger. Das
ganze bisherige Steuerſyſtem, welches von Bismarck herrühre,
entſpreche deſſen Syſtem, und ſei nur ein Ausfluß desſelben,
Millionäre zu züchten.

Staatsſekretär v. Maltzahn erwidert, wenn die Regierungen
nicht von der günſtigen Wirkung der Materialſteuer überzeugt
geweſen wären, und ebenſo davon, daß dieſelbe nicht nur den
Baronen, ſondern auch den Bauern zu gute gekommen ſei ſo
hätten ſie dieſelbe längſt aufgehoben.

Abg. Graf Hoensbroech (Zentr.) führt kurz aus, ſeine
Partei werde für den 8 1 ſtimmen und im Laufe der weiteren
Verhandlungen verſuchen, einen Uebergang zu ſchaffen und zu
vermitteln zwiſchen den Intereſſen der Reichsfinanzen und dem
Intereſſe der Zuckerinduſtrie.

Abg. v. Kardorff (Reichsp.) bemerkt dem Reichskanzler, es
ſeien in der That Beunruhigungen darüber entſtanden, ob die
vom Fürſten Bismarck geſchaffene Schutzzollpolitik werde fort
geführt werden. Er werde gegen den Antrag Hatzfeldt ſtimmen.
Trete er jetzt für eine Aenderung der Zuckerſteuer ein, ſo ſtehe
zu beſorgen, daß ſeiner Zeit auch die Zuckerintereſſenten für
Aenderung der Branntweinſteuer ſein würden. Redner bekämpft
ſodann die Ausführungen Wittes und Ulrichs.

Abg. Dr. Barth (dfr.): Herr v. Kardorff und ſeine wirt
ſchaftspolitiſchen Freunde ſtimmen hier das Lied an: quieta
non movere. Dabei iſt in dem letzten Jahrzehnt kein Jahr ver
gangen, ohne daß die Herren Protektioniſten bemüht geweſen
ſind, die größte Unſicherheit in den weiteſten wirtſchaftlichen
Kreiſen des Landes hervorzubringen. Giebt es eine ſchlimmere
Politik der Beunruhigung, als wenn man nacheinander die
Getreidezölle auf 1, auf 3, auf 5 M. erhöht und wenn man
das tägliche Brot teurer und immer teurer macht Nur wenn
es ſich darum handelt, einem alten Mißbrauch zu ſteuern, da
wollen Sie plötzlich die beſtehenden Verhältniſſe nicht angetaſtet
haben. Wir fühlen uns durch die Vorlage nicht beunruhigt,
ſondern höhſtens dadurch, daß die Regierung nicht viel
energiſcher iſt. Es muß noch viel aus der Wirtſchaftspolitik
der letzten 10 Jahre abgetragen werden, bevor wir in wirklich
geſunde Verhältniſſe kommen. Die Zuckerſteuervorlage iſt um
ſo mehr zeitgemäß, als die Erfahrungen gezeigt haben, daß
nur eine radikale Reform Ruhe für die Zuckerinduſtrie bringen
kaun, und wird dieſe Reform richtig angefangen, ſo laſſen ſich
die Jntereſſen des Fiskus, der Zuckerinduſtrie und der Land
wirtſchaft und der Steuerzahler ſehr wohl vereinigen.

Herr v. Kardorff hat mit dankenswerter Offenheit erklärt,
er fühle ſich deshalb beſonders beunruhigt, weil, wenn jetzt der
Zuckerinduſtrie der Schutz entzogen würde, man riskieren müſſe,
daß ſpäter auch die Branntweinbrenner, die Getreidebauer u. ſ. w.
von den Zuckerinduſtriellen im Stich gelaſſen würden. Das
iſt doch die nackteſte Jntereſſenpolitik, die überhaupt gedacht
werden kann. (Sehr wahr! links.) Herr v. Kardorff ſcheint
ſich garnicht klar darüber zu ſein, welch' gefährliches Geſtändnis
er uns gemacht hat. Unſer Standpunkt war von jeher, daß
wir überhaupt aus allgemeinen Mitteln keine einzelne Jnduſtrie
unterſtützen wollten, ſondern, wenn Steuern erhoben werden,
auch ihren vollen Betrag in die Taſche des Fiskus fallen
Wir haben es ſtets abgelehnt, eine beſondere Klaſſe der Be
völkerung durch die Geſetzgebung zu begünſtigen. Wir haben
auch niemals, wie man uns vorwirft, einſeitig die Intereſſen
des mobilen Kapitals vertreten. Seit 25 Jahren hat ſich zu
ungunſten des Grundbeſitzes allerdings eine Vermögensver-
ſchiebung vollzogen. Was wir der Geſetzgebung zum Vorwurf
machen, iſt nur, daß ſie dieſer natürlichen Entwickelung in den
Arm gefallen iſt. Die Länder, die das protektioniſtiſche Syſtem
nicht mitgemacht haben, ſtanden ſich wahrlich nicht ſchlecht.
Der Hinweis auf Irland iſt ganz verfehlt. Denn die Abnahme
i Bevölkerung fällt in die Zeit des herrſchenden Schutz
olls.

Die Exportprämien haben lediglich den Weltmarktpreis dahin
beeinflußt, daß die Engländer auf unſere Koſten billigeren
Zucker erhalten haben, und es iſt doch ein namenloſer Unfug,
Geld aus den Taſchen unſerer Steuerzahler zu nehmen, um esden Engländern zu ſchenken. Die Zuterinduſtrie wird ſich

nach Aufhebung der Prämien auf dem Weltmarkte eben ſo
ſtehen, wie vorher, und darum ſind die Prämien das unnützeſte
und thörichtſte, was es überhaupt giebt. Wir haben den Welt
marktpreis demoraliſiert durch die künſtliche Niedrighaltung.
Schaffen wir wieder die Prämien ab, ſo wird er wieder ſteigen.
Das wird eintreten müſſen, weil wir die erſte Rolle auf dem
Weltmarkte ſpielen. Der Anteil Deutſchlands am Geſamtzucker
konſum Englands betrug 1890 45 Proz. Er iſt in viel höherem
Maße gewachſen, als der Anteil Frankreichs. Bei dieſem
großen Prozentſatze iſt es doch ausgeſchloſſen, daß wir ohne
weiteres vom engliſchen Markt verdrängt werden können. Die
Preisbildung iſt davon abhängig, wie der ſtärkſte Verſorger,
nämlich Deutſchland, ſeinen Preis ſtellt. Stellen wir einen
billigen Preis, dann wird der Preis auch generell ſinken. Da
rum ſind die Prämien nur blinde Vergeudung von allgemeinen

itteln, ohne daß der nächſtbeteiligten Zuckerinduſtrie ein Vor
teil daraus erwächſt. Die wohlverſtandenen Jntereſſen der
r elbſt erheiſchen die Abſchaffung der Prämien.e raſcher, deſto beſſer, damit ſich die anderen Staaten ſchnell

t r reen e ereree
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Arbeiterbewegung.
Halle, 27. April. Mit der Tagesorduung: „l. Die

maſerialiſtiſche Geſchäftsauffaſſung, 2. Stellungnahme zum
Metallarbeiter Kongreß in Frankfurt, 3. Verſchiedenes fand
am Sonnabend in Sanows Reſtaurant eine gut beſuchte
öffentliche Verſammlung der Schloſſer, Dreher und
Berufsgenoſſen ſtatt. Nach erfolgter Büreauwahl bekam
zum I. Punkt der Tagesordnung der Referent Herr Peus
aus Berlin das Wort. Dieſer führte in einem zweiſtündigen
Vortrag etwa folgendes aus: Die Sozialdemokratie abe eine
Anzahl Grundgedanken die einerſeits ſo überraſchend auf
klärend und andererſeits ſo beſtürzend auf die ner wirkten,
daß es eine wahre Freude ſei, dieſes beobachten. Der
Redner ſagte nun in längerer Auseinanderſetzung aus, daß
die Sozialdemokratie das ſür den Arbeiterſtand erſtrebe
und die einzige Partei ſei, welche es ehrlich mit dem Volke
meine. Die Verhältniſſe der Metallarbeiter ſeien in erſter
Linie dazu angethan, eine Beſſerung dringend und mit allen
Mitteln zu fordern. Die Metallarbeiter haben unter langer
Arbeitszeit, ſchlechter Behandlung überhaupt unter allen
Uebelſtänden des Arbeiterlebens ungeheuer zu leiden. Es
iſt daher notwendig, daß die Metallarbeiter ſich vereinigen,
denn nur durch die Vereinigung kann eine Veſſergeſtaltung
unſerer L erzielt werden. Lebhafter Beifall lohnte denRedner. n Schluſſe der Verſammlung wurde folgende Re

ſolution angenommen: Die heute in Sanows Reßaurant
tagende öffentliche Verſammlung der Schloſſer, Dreher und
Berufsgenoſſen erklärt ſich mit den Ausführungen des Re
ferenten Herrn Peus aus Berlin voll und ganz einverſtanden
und verſpricht, mit aller Kraft für die Sozialdemokratie zukämpfen.“ Zum 3. Punkt der Tagesordnung wurde Genoſſe

Deumer mit 78 und Genoſſe Ebeling mit 104 Stimmen ge-

t r S h r6 onen ge t, we ie Vorarbeiten zum reß eri ſoll Bund bei der Maifeier am 3. Mai den Vertrieb
der Marken zum Generalfonds übernehmen ſoll. Mit einem

die internationale Arbeiterbewegung wurde die Ver
ung geſchloſſen.

Zum Bergarbeiter ſt reik. Der Vorſtand des „Vereins
für die bergbaulichen Jntereſſen im Oberbergamtsbezirk Dort
mund“ erließ wiederum ein vertrauliches Rundſchreiben an die
Vereinszechen, in welchem um unbedingten Ausſchluß der „kon
traktbrüchigen“ Bergleute von der Arbeit gebeten wird. Man
ſieht alſo, der Kampf ſoll mit allen Mitteln, mit aller Härte

rt werden. So macht auch die Firma Krupp bekannt,
alle Arbeiter, welche am 38. April die Arbeit nicht auf

aus der VBelegſchaſt geſtrichen werden. Noch ſchlimmer
verfährt der Großinduſtrielle Wilhelm Funke in Hagen. Er
macht ſogar die Wiedereinſtellung eines feiernden nnes
von einer zu zahlenden Buße von 50 Mark abhängig. Jm

n wird die Zahl der Streikenden ſich auf etwa 20--30000
laufen. Entſchieden abgeneigt zeigt ſich der Saarbrücker

Bezirk dem Ausſtande, und der evangeliſche Arbeiterverein zu
Witten veröffentlicht einen „energiſchen Proteſt gegen den
Streik. Jn Eſſen iſt nach den neueſten Meldungen der Aus
ſtand in der Abnahme begriffen und auf den Zechen „Hibernia“
und „Stanwock“ in Bochum arbeitet die ganze Pevu Der

mann Bauer, welcher den Vorſitz in der Dele-
giertenver ſammlung in Bochum führte, wurde
wegen „Aufreizung zum Ausſtande“ verhaftet.
Ebenſo der Bergmann Lücke, weil er die Leute von der Ein
fahrt ſoll abgehalten haben. Weitere Verhaftungen ſollen auch
ſonſt in Bochum vorgekommen ſein. Die Behörden gehen gegen
jede Ausſchreitung aufs ſchärfſte vor. Jm großen und ganzen
liegen die Verhältniſſe für die feiernden Bergleute ungünſtig.
An dem Siege zweifeln ſelbſt die Führer. Jntereſſant dürfte
es wohl ſein, daß die Eiſenbahnen ſeit dem 27. April Kohlen

ermäßigſten Tarifſätzen befördern. Wohl im Zuſammen
mit dem rheiniſch- weſtfäliſchen Ausſtande ſteht die Be

wegung der Bergleute in Belgien. Neueren Nachrichten zufolge,l e Verſammlung von 4000 Bergleuten im Borinage

a e8 r delgi ei ig mit dem deutſchenr Auch in Frankreich, ſpeziell im Pas de Calais iſt
der Ausbruch eines Ausſtandes wahrſcheinlich. Trotz alledem Zügen
dürfte die Anſicht, daß die ganze Bewegung verfehlt ſei, ihre

ten.keit behal
Gelſenkirchen, 28. April. Auf dem dritten Schacht

„Wilhelmine Viktoria“ verunglückten heute drei mit Abteufen
beſchäſtigte Arbeiter. Zwei derſelben blieben ſofort tot, einer
iſt ſchwer verwundet.

Alzey, 27. April. h Lohnreduktion um 20--25 Proz
legten geſtern die Zwicker der
Arbeit nieder, worauf den Ausputzern gekündigt wurde.

garbeiter

Der a d Bochum n S 33r Reichsgewerbeordnuu und S 9 des preußiſchen Preßgeſetzes in Er

die Arbeit unter Vertragsbr iedergelegtdie Seliz eiſtunde auf 8 Uhr e
iche Feſtlichkeiten irgend welcher Art werden daſelbſt

D. Tie v hörd i Weie
Sie n en lege der dte San

innern
deren
hat, wird

ie ihrer Mitgliedſchaft

Hadelmeierſchen Schuhfabrik die

Wehen die dlbert in denen Zechen belegen ſind,

werden, eine
ierte treffen und Aufregung und

l ki 38. J der t ime
ördermaſchine zertrümmert. Ein Förderkor

in den umpf, ein anderer a durch das des
Gebäudes. Verluſt an Menſchenleben iſt
Das Pumpwerk iſt intakt geblieben. Die große Belegſchaft
Werkes muß über 14 Tage feiern. Die im
Streikrevier iſt unverändert. Der zweite t der
ſern Zeche nmnover“ iſt heute g ſſen worden, angebl
ür 4 Wochen

Eſſen a. d. Ruhr, 28. April. Der „RheiniſchWeſtfäliſchen
Zeitung e t ſich am Nachmittag ein weiteres Ab
nehmen des Streiks bemerkbar t. Der Vorſtand des
allgemeinen Knappſchaftsvereins bringt heute auch zur Kenntnis
e

ieder 3. Klaſſe auf die n iträgee u und die e und 3. Klaſſe,
wenn ſie länger als einen Monat feiern, verluſtig gehen.

Dortmund, 28. April. Der terDelegierte Diecker
hoff iſt, wie die „Köln. Ztg.“ meldet, ebenfalls n Auf
reizung zum Ausſtande verhaftet worden. Die rheiniſchen
Stahlwerke zu Meiderich nehmen nach demſelben Blatte morgen
den Betrieb in vollem Umfange wieder auf.

Vermiſchtes.
Nur Zahlungsunfähigkeit (Jnſolvenz), nicht

Betrug. Wie die Bourgeoisblätter über einen der
ihrigen berichten. Das „Forſt. Wochenbl.“ ſchreibt
aus: „Sommerfeld, 19. April. Jnſolvenz. Das ſeit
ca. 8 Tagen in unſerer Stadt kurſierende Gerücht über
die Jnſolvenz einer am hieſigen Orte angeſehenen und
für gut ſituiert gehaltenen Firma beſtätigt ſich und iſt
dieſer Fall um ſo bedauerlicher, da der Jnhaber,
Färbereibeſitzer B., auch fremde Gelder, die ihm als
Vorſteher zweier hierorts beſtehenden Sterbekaſſen an
vertraut waren, um ca. 14000 M. geſchmälert hat.
Jn einer am Mittwoch einberufenen Verſammlung fand
man aus den mangelhaft geführten Büchern heraus,
daß ſeit 1883 keine Reviſion der Kaſſe mehr ſtatt-
efunden habe. Heute abend fand Verſammlung der
itglieder der zweiten Kaſſe ſtatt und ſtellte ſich hier

auch ein Defizit von ca. 7000 M. heraus. Ganz be
ſonders ſchmerzlich berührt dieſer Vorfall die ärmeren
Bewohner unſerer Stadt. Die noch vorgefundenen
Gelder wurden dem B. abgenommen und einſtweilen
bei der Reichsbank Nebenſtelle deponiert. Jn an
beraumten Generalverſammlungen ſoll über das fernere
Wohl und Wehe der Vereine beſchloſſen werden. Heute
nachmittag fand gerichtlich die Haſtnahme des B. ſtatt.“

Ja, wenn der Spitzkhube ein Proletarier geweſen
wäre, ſo hätte das Blatt den Betreffenden nicht „be
dauert“, ſondern hätte ſeiner Empörung Ausdruck ver
liehen“, es hätte nicht geſchrieben „geſchmälert“, ſondern
„geſtohlen“, und die ärmeren Bewohner der Stadt
wären nicht „ſchmerzlich berührt“, ſondern „mit Recht
entrüſtet“ geweſen. Merkt denn das Blatt nicht,
daß es durch ſolche Leiſetreterei ſich ſelbſt zu Mit
ſchuldigen des Diebſtahls macht?

Die Ahnen unſeres Adels. Bei dem Dorfe
Grude hinter Potsdam iſt man auf einen alten Pfahl
bau geſtoßen. Derſelbe iſt nach den Fundſtücken mittel-
alterlich: Sporen, Schwerter, Pferdegebiſſe u. dergl.
Darunter befand ſich aber auch ein Bund Dietriche.
Der Pfahlbau war ein Zufluchtsort der Raubritter
und die Dietriche dienten zum Oeffnen der Geldkäſten
der überfallenen Kauſleute. Die heutige Diebeszunft,
die mit Dietrich und Stemmeiſen arbeitet, hat alſo ihr
Vorbild in den Ahnen unſeres Adels, dem alten Strauch-
rittertum.

Morphinmhöllen. Wie der „Gaulois“ berichtet,

Morphiumſüchtige Gelegenheit erhalten, ihrer zerrütten-
den Leidenſchaft zu fröhnen, und zwar ſind es aus
ſchließlich Frauen, aus denen ſich die Klientel dieſer
Häuſer zuſammenſetzt. Die Beſucherinnen, die nur

gen vorher ausgegebene Erkennungskarten Einlaß
inden, müſſen bei ihrer Ankunft lange dunkle Gänge

durchſchreiten und kommen dann in einen großen
Empfangsſalon, der nur durch ein Kaminfeuer erhellt

iſt. re 17 e iausgeſtre itzen da mit ugen, ſchlund leichenblaß. Einige werden von Ker

giebt es in Paris eine Anzahl von Häuſern, in denen Bi

meines ſſes gedulden en.“ Der Antrag auf
des aſſes ging allerdings von L

aus, und ſind die dortigen andten, rſeeeu
Leute, jedenfalls durch einen Spaßvogel, der ihre Erb

chickt worden.

uſtige E«cke.
Mir oder mich? Jn einem Streite über den Ge

brauch von mir und mich behauptete ein ſächſiſcher Krbeiter,
daß man im Singular „mich“, im Plural „mir“ ſagen mäſſe.
Nach einer Erklärung ſeiner ſonderbaren Behauptung t,
antwortete er: Nun, wenn ich friere, ſage ich „mich frierl“,
wenn meine Frau und ich friere, ſage ich mir friere“.

Wo ſeine Gedanken waren. Profeſſor der Votanik:
Und was erblicken wir, wenn im April die Regentage be
ginnen Student: „Nette DamenfüßchenEine moderne Frau. Kammermädchen: „Gnädige Frau,
ich muß Jhnen mitteiſen, daß Jhr Mann er hat mich in

„Daraus müſſen Sie ſich n machen. Er machts mit migenau ebenſo, aber er denkt ſich o dabei m f

Eingeſandt.
An den Vorſtand der Zentral-Tiſchler-Kranken

kaſſe, Filiale Halle a. S. Eine unangehme Ueberraſchu
wurde den Mitgliedern der Kaſſe am Montag abend zu teil,
als ihnen von Herrn Zabel die Mitteilung wurde, die Zahl
ſtelle II dortſelbſt ſei aufgehoben. Nun möchten wir uns die
Frage erlauben, welcher Vorſtand iſt dazu berechtigt eine
ſtelle aufzulöſen, ohne daß es zur Kenntnis der Mitglieder
kommt; jedenfalls wäre es Pflicht des Vorſtandes geweſen, eine
Verſammlung einzuberufen mit der Tagesordnung Auſlöſu
der Zahlſtelle II bei Herrn Zabel; nun dann würde gewi

e ahren h worden ſein Jeden
aber r ge etwas ve t; werleiſtet z. B. einem Mitgliede für ſein volles h

Gewähr, wenn er nicht Kenntnis hat, daß diſelbſt aufgehoben T mit n See ne e.
im Rückſtande iſt. Er hat ſich vielleicht darauf daß
er am Montag bezahlen könne Wie ſtellt ſich der ſtand

zu Wr7 3 Der Dir rrag mehrerer egeht u Krurt, ahnte e 3
a Thatſächliche Berichtignug.

92 dieſes Blattes is t m ne es folgende Erzählung ent

„Humani i lid Deine Wolsdorf rei t 7 ein
ger Mann, vom Domainenpäch enhän chgeprworden, weil er wegen Krankheit einmal nicht zur it

ſei und mit ſeiner Familie mitten im Winter auf die Straße
geſetzt worden. Der menſchenfreundliche Dienſtherr ſei dann
wegen Körperverl zu einer Geldſtrafe verurteilt, weil der
Schöffe Glaſermeiſter B. auf dem Schuldig beſtand.

Dieſe Erzählung in in allen Punkten unwahr.

n 27 u noch niemalsen ſeiner Arbeitera be a gelt, noch mitten im Winter
unter icht wegenzu einer Geldſtrafe Schöffe e 2

auf dem Schuldig beſtand. Ueberhaupt iſt Unterzeichneter noch
niemals in einer Schöffengerichtsverhandlung verwickelt geweſen.

Anmerkung d. Red. Wir haben dieſe ſchichte einen
unſerer Parteiblätter entnommen, in welchem wir aber eine
Berichtigung nicht e haben. Wäre in einem unſerer

uderorgane eine chtigung enthalten geweſen, ſo hätten

er. e. Wehnnicht auf ihren Wett prüfen t Uns heit

An unſere Abonnenten.
Da die Auflage unſeres Blattes in ſteter Zu

nahme begriffen, ſehen wir uns veranlaßt, vom
1. Mai ab eine Neuordnung in den Austräger
verhältniſſen vorzunehmen. Sollte unn durch
neuangeſtellte Leute der Eine oder der Andere
das Blatt nicht rechtzeitig erhalten, ſo bitten

penwir, uns dies ſofort mitzuteilen.
Expedition des „Volksblattes“.

Juſeratefür das „Volksblatt für Halle und den Saalkreis

werden beAen r Gr. Schlamm
Friedr. Köhler, Zigarrenhandl Stein undLindenſtr.Ecke. ma weg

Hofmann, Zigarrenhand Moritzzwinger 1.e e Promenade J
Materialwarenhandlung,Hoheſtr. und Advokatenſtr.-Ecke. benſtem,

E. G. m. d. H), ſämtlich in Halle g. F.

4
m

die Backen gekniffen und Schatz genannt!“ Gnädige Frau:
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